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Art. 52 SDÜ Artikel 52
 SDÜ - Schengener Übereinkommen – Durchführung

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung:

1. (1)Jede Vertragspartei kann Personen, die sich im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei aufhalten,

gerichtliche Urkunden unmittelbar durch die Post übersenden. Eine Liste der Urkunden, die auf diesem Wege

übersandt werden dürfen, wird dem Exekutivausschuß von den Vertragsparteien zugeleitet.

2. (2)Wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß der Zustellungsempfänger der Sprache, in der die Urkunde abgefaßt

ist, unkundig ist, ist die Urkunde – oder zumindest die wesentlichen Passagen – in die Sprache oder in eine der

Sprachen der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet der Empfänger sich aufhält, zu übersetzen. Wenn der

zustellenden Behörde bekannt ist, daß der Empfänger nur einer anderen Sprache kundig ist, ist die Urkunde –

oder zumindest die wesentlichen Passagen – in diese andere Sprache zu übersetzen.

3. (3)Der Zeuge oder Sachverständige, dem eine Vorladung auf postalischem Wege übermittelt worden ist und der

dieser nicht Folge leistet, darf selbst dann, wenn die Vorladung Zwangsandrohungen enthält, nicht bestraft oder

einer Zwangsmaßnahme unterworfen werden, sofern er sich nicht später freiwillig in das Hoheitsgebiet der

ersuchenden Vertragspartei begibt und dort erneut ordnungsgemäß vorgeladen wird. Die zustellende Behörde

achtet darauf, daß auf postalischem Wege übersandte Vorladungen keine Zwangsandrohungen enthalten.

Artikel 34 des Benelux-Übereinkommens über Auslieferung und Rechtshilfe in Strafsachen vom 27. Juni 1962 in

der Fassung des Protokolls vom 11. Mai 1974 wird hiervon nicht berührt.

4. (4)Liegt dem Rechtshilfeersuchen eine Handlung zugrunde, die sowohl nach dem Recht der ersuchten als auch

nach dem Recht der ersuchenden Vertragspartei als Zuwiderhandlung gegen Ordnungsvorschriften durch

Behörden geahndet wird, gegen deren Entscheidung ein auch in Strafsachen zuständiges Gericht angerufen

werden kann, so ist bei der Zustellung von Urkunden grundsätzlich nach Absatz 1 zu verfahren.

5. (5)Unbeschadet des Absatzes 1 kann die Zustellung von gerichtlichen Urkunden durch Übermittlung der

Justizbehörde der ersuchten Vertragspartei vorgenommen werden, wenn die Anschrift des Empfängers

unbekannt ist oder die ersuchende Vertragspartei eine förmliche Zustellung fordert.
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